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Verfassung

Ucakar, Karl: Verfassung – Geschichte und Prinzipien, in: Dachs, Herbert et al. [Hrsg.]: Politik in Österreich. Das Handbuch, Wien 2006. 

Verfassungsrecht legt die Spielregeln für politische u. gesellschaftliche Entscheidungen fest. Es wird von gesellschaftlichen Entwicklungen beeinflusst und kann bzw. muss deshalb auch verändert bzw. adaptiert werden. 

Realverfassung: bezieht auch solche Realitäten mit ein, die nicht od. nur ungenügend normiert sind, z.B.: pol. Parteien od. Sozialpartnerschaft 

Verfassungsrecht im formellen Sinn ist durch die Erzeugungsweise u. die Bezeichnung definiert. D.h. Verfassungsgesetze müssen mit den entsprechenden Modalitäten (¾ Mehrheit bei Anwesenheit von mehr als der Hälfte der Nationalratsabgeordneten) geschaffen und auch als Verfassungsgesetze bezeichnet werden. 

Verfassungsrecht im materiellen Sinn ist durch Inhalte und Funktionen bestimmt. Nach Kelsen sind das jene Normen, die sich auf die obersten Organe und das Verhältnis der Untertanen zur Staatsgewalt beziehen. 

Verfassungsentwicklung: 

Verfassungsreform von 1867: Märzverfassung & Staatsgrundgesetze über die allgem. Rechte der Staatsbürger, Ö wird eine konstitutionelle Monarchie

Verfassung von 1920: geprägt von parlamentarischen Demokratie, Beteiligungsform als Legitimationsgrundlage beruht auf 3 tragenden Säulen: Mehrheitsentscheid, Repräsentationsfiktion und Parteienstaat. 

Novellierung von 1929: Stärkung des Bundespräsidenten - wird nun direkt vom Volk gewählt & erhält mehr Kompetenzen, Schwächung des Parlaments

1934 autoritäre Maiverfassung: Austrofaschismus unter Dollfuß (Christlichsozialen), Gottesbezug in Verfassung! allgemeine Wahlen und Parlamentarismus wurden beseitigt und die Regierung unter Dollfuß übernahm die Gesetzgebung

2003 Österreich-Konvent scheitert

Noch heute gilt die Verfassung von 1920 bzw. die Novellierung von 1929. Weil in dieser Verfassung aber kein eigener Grundrechtskatalog verankert ist, gelten die Grundrechte über die allgem. Rechte der Staatsbürger der Staatsgrundgesetze von 1867 noch heute.

Verfassungsgrundsätze: 

Demokratische Prinzip: Volkssouveränität: „Österreich ist eine demokratische Republik, ihr Recht geht vom Volk aus“, polit. Entscheidungsprozess auf Volk zurückführbar; durch EU- Beitritt tangiert – Rat und Kommission nicht direkt gewählt

Republikanisches Prinzip: bestimmt Staatsform (Republik), BP an Spitze des Staates 

Bundesstaatliches Prinzip: Staatsfunktionen sind auf den Bund als Gesamtstaat und die Länder als Teilstaaten aufgeteilt; durch EU- Beitritt tangiert: kaum Föderalismus, nur im „Ausschuss der Regionen“ vertreten

Rechtsstaatliches Prinzip: „Die gesamte staatliche Verwaltung darf nur aufgrund der Gesetze ausgeübt werden.“ Mit EU- Beitritt durch gemeinschaftsrechtliches Legalitätsprinzip ersetzt – geringere Anforderungen an Bestimmtheit genereller Normen

Gewaltentrennendes Prinzip: Trennung der Gesetzgebung, Gerichtsbarkeit und Verwaltung

Schutz des Einzelnen vor staatlicher Willkür; EU hat keine Gewaltentrennung! 

Staatszielbestimmungen (nach Öhlinger): Unabhängigkeit, Anschlussverbot, Antifaschismus, immerwährende Neutralität, umfassende Landesverteidigung, Umweltschutz, Gleichbehandlung von Behinderten, Gleichstellung von Mann und Frau, Schutz der Volksgruppen, Unabhängigkeit des Rundfunks, gesamtwirtschaftliches Gleichgewicht

